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Weisung Nr. 3/2005 
 

Weisung (für die Bezirksämter nach § 5 Abs. 4 S. 1 Nr. 2, S. 2 Bezirksverwaltungsgesetz) 
zur Fortgeltung bisheriger Anordnungen nach § 32 Ausländergesetz (AuslG) – 
gruppenspezifische Bleiberechtsregelungen 
 

 

1. Aufhebung bisheriger Weisungen nach § 32 AuslG 

 

Mit dem Inkrafttreten der wesentlichen Teile des Zuwanderungsgesetzes zum 01.01.2005 tritt 

das Ausländergesetz außer Kraft (Art. 15 Zuwanderungsgesetz). Damit werden alle bisherigen 

Anordnungen nach § 32 AuslG gegenstandslos. Die darauf gestützten Weisungen der Behörde 

für Inneres werden hiermit zum 01.01.2005 aufgehoben. 

 

 

2. Fortgeltung bisheriger Aufenthaltsbefugnisse 

 

Nach § 101 Abs.2 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) gelten die auf Grund der Anordnungen nach § 

32 AuslG erteilten und verlängerten Aufenthaltsbefugnisse als Aufenthaltserlaubnisse nach §§ 

7, 23 Abs.1 AufenthG fort. Dies gilt in Hamburg insbesondere für diejenigen 

Aufenthaltsbefugnisse, die auf Grund der Weisungen der Behörde für Inneres Nummern 

 7/91 Altfallregelung für bestimmte Ausländergruppen 

 4/93 mit Ergänzung durch Weisung Nr. 12/93 ehemalige DDR-Vertragsarbeitnehmer 

 5/93 Altfallregelung für Asylbewerber 

 3/94 und 8/94 pakistanische Ahmaddiyya 

Behörde für Inneres, Johanniswall 4,  D-20095 Hamburg 

An 
 
die Bezirksämter 
 
das Einwohner-Zentralamt 

⎯ 

 Hamburg, 17.12.2004 
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 7/94 Yeziden aus der Türkei 

 3/96 Härtefallregelung nach langer Aufenthaltsdauer 

 3/99 Bleiberechtsregelung nach langer Aufenthaltsdauer 

 1/2000 mit Neufassung gemäß Weisung Nr.2/2001 traumatisierte und ältere 

Bürgerkriegsflüchtlinge 

 3/2001 Erwerbstätige aus Bosnien und Herzegowina sowie der ehemaligen 

Bundesrepublik Jugoslawien 

 3/2003 abgelehnte Spätaussiedlerbewerber 

erteilt und verlängert wurden, ggf. aber auch für Aufenthaltsbefugnisse, die auf Grund 

entsprechender Anordnungen auswärtiger oberster Landesbehörden nach § 32 AuslG erteilt 

oder verlängert wurden. 

 

 

3. Verlängerung bisheriger Aufenthaltsbefugnisse nach § 26 Abs.1 AufenthG 

 

3.1 Allgemeine Grundsätze 

 

Bei der Verlängerung der bisherigen, nach § 101 Abs.2 AufenthG als Aufenthaltserlaubnisse 

fortgeltenden Aufenthaltsbefugnisse ist zu prüfen, ob nach § 26 Abs.4 AufenthG bereits eine 

Niederlassungserlaubnis erteilt werden kann. Bei dieser Prüfung ist zu berücksichtigen, dass 

nach § 102 Abs.2 AufenthG auf die Frist für die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis nach § 

26 Abs.4 AufenthG die Zeit des Besitzes einer Aufenthaltsbefugnis oder einer Duldung vor dem 

01.01.2005 anzurechnen ist. 

 

Scheidet die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis nach § 26 Abs.4 AufenthG (noch) aus, 

sind die als Aufenthaltserlaubnisse nach §§ 7, 23 Abs.1 AufenthG fortgeltenden 

Aufenthaltsbefugnisse nach Ablauf ihrer Geltungsdauer gemäß § 26 Abs.1 AufenthG 

grundsätzlich für jeweils drei Jahre zu verlängern. Dabei kann gemäß § 5 Abs.3 2. Halbsatz 

AufenthG von den allgemeinen Erteilungsvoraussetzungen nach § 5 Abs.1 und 2 AufenthG 

abgesehen werden. Mit zunehmender Aufenthaltsdauer kommt den Erteilungsvoraussetzungen 

bei der Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis abnehmendes Gewicht zu. Soweit allerdings das 

Alter, der Gesundheitszustand, eine notwendige Kinderbetreuung oder ähnliche individuelle 

Umstände des Einzelfalls einer Erwerbstätigkeit nicht entgegenstehen, kann bei mangelnder 

Lebensunterhaltssicherung auch die Ablehnung einer Verlängerung in Betracht kommen. Dies 

kommt insbesondere dann in Betracht, wenn bei dem/der Betroffenen Leistungen nach dem 

SGB II – Grundsicherung für Arbeitssuchende - bereits abgesenkt wurden oder nach den §§ 31 

und 32 SGB II bereits vollständig weggefallen sind. 



 
- 3 - 

 
 

 

Da im Falle einer Ablehnung der Verlängerung der oder die Betroffene gemäß § 50 AufenthG 

ausreisepflichtig wird, sollte eine Ablehnung jedoch nur in Betracht gezogen werden, wenn die 

Ausreisepflicht ggf. auch zwangsweise im Wege der Abschiebung durchgesetzt werden soll und 

in absehbarer Zeit auch durchgesetzt werden kann. Nach einem mehr als zehnjährigen 

Aufenthalt im Bundesgebiet kommt die Ablehnung der Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis 

allein wegen mangelnder Lebensunterhaltssicherung nicht (mehr) in Betracht. In den übrigen 

Fällen eines noch nicht zehnjährigen Aufenthalts ist vor einer Ablehnung der Verlängerung eine 

Stellungnahme des Einwohner-Zentralamtes einzuholen, wenn Zweifel bestehen, ob die 

Ausreisepflicht ggf. auch zwangsweise im Wege der Abschiebung durchgesetzt werden kann. 

 

3.2 Besonderheiten für Begünstigte nach der bisherigen Weisung 3/2001 

 

Bei Personen, denen nach der Weisung 3/2001 ein Bleiberecht gewährt wurde, kann bei der 

Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis von der Sicherung des Lebensunterhalts durch eigene 

legale Erwerbstätigkeit grundsätzlich nicht abgesehen werden, weil bei diesem Personenkreis 

die Erwerbstätigkeit für die Gewährung des Bleiberechts konstitutiv war. Eine unverschuldete 

Arbeitslosigkeit steht der Verlängerung jedoch auch in diesen Fällen nicht entgegen. 

 

 

4. Ersterteilung von Aufenthaltserlaubnissen an abgelehnte Spätaussiedlerbewerber 

 

Nach § 23 Abs.1 AufenthG wird im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern Folgendes 
angeordnet:  
 

Ehemaligen Spätaussiedlerbewerbern, denen keine Bescheinigung nach § 15 BVFG ausgestellt 
wurde, kann zur Vermeidung von Härten unter den nachfolgend genannten Voraussetzungen eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt werden:  
 

1) Die betreffenden Ausländer müssen mit einem Aufnahmebescheid eingereist sein. Eine 
Übernahmegenehmigung nach altem Vertriebenenrecht steht einem Aufnahmebescheid 
gleich. Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis kommt erst dann in Betracht, wenn die 
Erteilung der Spätaussiedlerbescheinigung abgelehnt wurde.  

 
2) Eine Aufenthaltserlaubnis kann nicht erteilt werden, wenn der Aufnahmebescheid auf 

unzutreffenden Angaben des Ausländers beruhte und aufgrund dessen zurückgenommen 
wurde oder zurückgenommen werden könnte. Für die Beurteilung dieser Frage ist eine 
Stellungnahme des Bundesverwaltungsamtes (Referatsgruppe III B, Barbarastr.1, 50735 
Köln) einzuholen, wenn die dortige Mitteilung über die Ablehnung der Erteilung einer 
Spätaussiedlerbescheinigung nicht bereits mit einer entsprechenden Feststellung an die 
ausländerbehördlichen Dienststellen übermittelt wurde.  

 
3) Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis ist ferner ausgeschlossen, wenn:  

 
a) der Ausländer eine vorsätzliche Straftat begangen hat; Geldstrafen, die – einzeln oder 

addiert – die Grenze von 50 Tagessätzen nicht überschreiten, bleiben außer Betracht,  
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b) der Ausländer einen Ausweisungsgrund nach §§ 53, 54 oder 55 Absatz 2 Nummern 1 bis 

4 AufenthG erfüllt, 
 

c) der Ausländer zum Zeitpunkt der Entscheidung über die Aufenthaltserlaubnis nicht über 
ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt und sich auch seit seiner 
Einreise nach Deutschland nicht um den Erwerb ausreichender Deutschkenntnisse 
bemüht hat.  

 
4) Der Bezug von abgesenkten Leistungen nach dem SGB II – Grundsicherung für 

Arbeitssuchende -  steht der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis grundsätzlich entgegen. Dies 
gilt auch, wenn die Leistungen aufgrund der §§ 31 und 32 SGB II vollständig weggefallen sind.  

 
5) Eine Aufenthaltserlaubnis kann auch den Personen erteilt werden, die zusammen mit dem 

ehemaligen Spätaussiedlerbewerber eingereist sind und aufgrund der Einbeziehung in den 
Aufnahmebescheid nach § 7 Absatz 2 BVFG oder Eintragung in die Anlage des 
Aufnahmebescheides nach § 8 Absatz 2 BVFG ein abgeleitetes Aufenthaltsrechts geltend 
gemacht haben. Im Übrigen bestimmt sich der Familiennachzug nach den allgemeinen 
ausländerrechtlichen Vorschriften.  

 
6) Anhängige asyl- oder ausländerrechtliche Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren des 

Ausländers, seines Ehegatten oder eines minderjährigen Kindes müssen binnen einer Frist 
von 6 Wochen nach Stellung des Antrages auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach 
dieser Regelung zum Abschluss gebracht worden sein. Vertriebenenrechtliche Verfahren sind 
hiervon nicht berührt.  

 
7) Die Aufenthaltserlaubnis wird nach § 26 Abs.1 AufenthG für jeweils drei Jahre erteilt und 

verlängert, soweit nicht nach § 26 Abs.4 AufenthG bereits eine Niederlassungserlaubnis erteilt 
werden kann. Für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit gilt § 4 Abs.2 und 3 AufenthG in 
Verbindung mit §§ 18, 39 AufenthG.  

 
 
5. Inkrafttreten 

 

Diese Weisung tritt am 01.01.2005 in Kraft. 

 

 

 

 

 

Dr. Stefan Schulz 


